
DIE RHEINPFALZ — NR. 198 MITTWOCH, 26. AUGUST 2020DIE RHEINPFALZ

lud_hp17_lk-stadt.01

Mann schlägt Frau auf offener Straße:
Polizei sucht etwa 25-jährigen Täter
Die Polizei sucht nach einem gewalttätigen
Mann, der am Montagabend im Hemshof eine
Frau auf offener Straße geschlagen und ange-
schrien haben soll. Der Vorfall ereignete sich
um 21 Uhr an der Ecke Leuschner-/Lenaustra-
ße. Das Paar sei danach zu Fuß weiter in Rich-
tung Goerdelerplatz/Goethestraße gelaufen.
Zeugen hatten sich bei der Polizei gemeldet.
Die sofort eingeleitete Fahndung war erfolg-
los. Die Polizei hofft nun auf weitere Zeugen.
Der gesuchte Mann ist etwa 25 Jahre alt, zirka
1,70 Meter groß, hat dunkle Haare und einen
Bart. Er trug eine weiße Basecap. Das Alter der
blonden Frau wird auf 22 Jahre geschätzt. Sie
ist etwa 1,65 Meter groß. Hinweise an die Poli-
zei unter Telefon 0621/963-2222. |ier

Stadtrat macht Weg frei
für 328 neue Wohnungen

Der Mannheimer Investor Pro Concept AG
kann sein Wohnbauprojekt auf dem bisheri-
gen Pfalzwerke-Areal in der Kurfürstenstraße
(Süd) in Angriff nehmen. Der Stadtrat hat dem
Projekt am Montagnachmittag zugestimmt.
328 Wohnungen sollen auf drei Baufeldern
(Gesamtfläche: 1,3 Hektar) entstehen. Teil des
100-Millionen-Euro-Projekts ist zudem eine
vierzügige Kita. Baubeginn dürfte ab Mitte
2022 sein, wenn die 650 Pfalzwerke-Mitarbei-
ter ihren neuen Standort in der Wredestraße
(Innenstadt) beziehen. Für diesen Bau erfolgte
vergangene Woche der erste Spatenstich.
Trotz der bereits erfolgten intensiven Debat-
ten (unter anderem vor einer Woche im Bau-
ausschuss) blieb die Investition in der Kurfürs-
tenstraße auch im Stadtrat umstritten. Grüne
im Rat, Grünes Forum und Piraten, FWG und
Linke stimmten mit Nein. Ja-Stimmen kamen
von SPD, CDU, AfD und FDP. Liborio Ciccarello
(Linke) forderte, die Einwände von Anwoh-
nern ernst zu nehmen. Baudezernent Alexan-
der Thewalt (parteilos) konterte: „Wir haben
die Bürgerinitiative dreimal eingeladen. Sie
sind ohne Absage nicht zum Termin gekom-
men.“ Hans-Uwe Daumann (Grüne im Rat),
Rainer Metz (FWG) und Raik Dreher (Grünes
Forum und Piraten) sahen zwar positive An-
sätze beim Bauvorhaben. Ihre Ablehnung be-
gründeten sie aber damit, dass „es zu groß di-
mensioniert“ (Dreher) und „sehr stark ver-
dichtet“ (Metz) sei. David Guthier (SPD) lobte
hingegen die „vernünftige Abwägung der In-
teressen, Wohnbau wird dringend benötigt“.
Süd-Ortsvorsteher Christoph Heller (CDU) ar-
gumentierte ähnlich: Die Bebauung an dieser
Stelle sei wichtig, möglich und vertretbar. |ax

Einweisungsgebiete:
Stadtrat stimmt Konzept zu

AKTUELL NOTIERT

Eine Woche nach dem Bau- und Sozialaus-
schuss hat am Montag auch der Stadtrat das
neue Konzept für die städtischen Einweisungs-
gebiete abgesegnet. Dieses umfasst zum einen
ein Sozialkonzept und sieht zudem Sanierun-
gen und Neubauten vor. Ziel ist es, die Men-
schen aus den städtischen Zuweisungsgebie-
ten wieder in eine eigene Wohnung zu bekom-
men. Rund 500 Menschen leben derzeit in den
Gebieten in der Bayreuther Straße (West) und
in der Kropsburgstraße (Mundenheim). Pro-
jektpartner der Stadt sind das evangelische Di-
akoniewerk Zoar und die Wohnungsbauge-
sellschaft GAG. Die Menschen in beiden Ge-
bieten sollen laut Sozialdezernentin Beate
Steeg (SPD) längerfristig unterstützt werden.
Außerdem wird die GAG Wohnungen zur Ver-
fügung stellen. Die dritte Komponente sind
bauliche Veränderungen. Langfristig soll das
Gebiet in Mundenheim wegfallen. In der Bay-
reuther Straße sollen rund 18 Millionen Euro
investiert werden – dafür werden die weißen
Blöcke saniert und die roten Blöcke abgerissen
und durch Neubauten ersetzt. Der Stadtrat
stimmte zwar einstimmig zu, trotzdem wurde
auch Kritik geübt. Liborio Ciccarello (Linke):
„Es ist nur ein kleiner Schritt in die richtige
Richtung.“ Steeg betonte, dass die Stadt ein
Einweisungsgebiet brauche, um kurzfristig
Menschen ohne Wohnung helfen zu können.
Man brauche Zeit, denn die „Menge an Woh-
nungen für schmale Geldbeutel muss erst ein-
mal gebaut werden“, so Steeg. |ax

Angsträume und leckeres Essen

VON AXEL NICKEL

Unterschiedlicher hätten die Anträ-
ge kaum sein können. Erst war Mo-
nika Kleinschnitger für die Grünen
im Rat an der Reihe. Sie habe jüngst
mit Gästen die Innenstadt besucht
und dann von diesen gehört, dass
das Zentrum ja so pulsiere wie
Kreuzberg. Kleinschnitger fand das
bemerkenswert, daher gehe es ihr
um weitere Impulse für die „Innen-
stadt als attraktiven Restaurant-
standort“. Dagegen skizzierte Peter
Uebel für die CDU einen ganz ande-
ren Antrag. Er forderte ein umfas-
sendes Sicherheitskonzept. Denn
die Situation sei speziell in der süd-
lichen Ludwigstraße eskaliert. Pas-
santen würden angepöbelt, es gebe
Probleme mit Trinkern. Es bestehe
die Gefahr eines „rechtsfreien
Raums“. Man müsse hier eingreifen,
um Geschäftsleute zu schützen und
Neuansiedlungen eine Chance zu
ermöglichen, so Uebel.

Letztlich haben beide Fraktionen
eine Facette der Innenstadt geschil-
dert, denn die Stadträte hatten kei-
nerlei Probleme die Anträge ausgie-
big zu diskutieren – und abzuseg-
nen, obwohl sie in ganz unter-
schiedliche Richtungen zielen. Mit
dem Ansinnen der Grünen im Rat,
der Gastroszene weitere Impulse zu
verleihen, soll sich nun die Marke-
tinggesellschaft Lukom befassen.

So fanden Markus Lemberger
(SPD), Constanze Kraus (CDU), Rai-
ner Metz (FWG) und Heinz Zell
(Grünes Forum und Piraten) Klein-
schnitgers Ideen zwar grundsätzlich
gut, aber eben nicht Sache des
Stadtrats, sondern eben der Lukom
oder des Marketingvereins. Dezer-
nentin Cornelia Reifenberg (CDU) –
sie ist bis 31. August noch Interims-
Lukom-Geschäftsführerin, ehe am 1.
September Christoph Keimes den
Job übernimmt – nahm der Debatte
schließlich den Wind aus den Se-
geln: „Es handelt sich hier nicht um
eine klassische Aufgabe der Verwal-
tung, sondern um ein Marketing-
konzept.“ Sie finde das Anliegen
aber „an sich positiv, da es darum
geht, die Innenstadt zu beleben“.
Daher werde den Impuls nun mit

Verkommt die Innenstadt immer mehr oder entsteht hier eine interessante Gastronomieszene? Mit diesen Fragen
hat sich der Stadtrat am Montagabend sehr ausführlich befasst. Es waren hitzige Debatten, die aufzeigten, wie vielschichtig
die Fragen sind. Am Ende brachte der Rat fast unbemerkt beide Initiativen auf den Weg: ein Sicherheits- und ein Marketingkonzept.

zur Lukom nehmen und dort weiter
klären lassen.

Weitaus turbulenter wurde es
beim CDU-Antrag zum Sicherheits-
konzept. Aber nicht etwa, weil das
von Peter Uebel skizzierte Lagebild
bezweifelt wurde. Vielmehr stellte
der Stadtvorstand in mehreren Be-
richten vor, was in der Innenstadt
schon alles getan werde. Jutta Stein-
ruck (SPD) stimmte dem CDU-Spre-
cher allgemein zu: „Die Innenstadt
ist in keinem guten Zustand.“ Das
habe vor allem auch städtebauliche
Gründe wegen der Probleme am
Berliner Platz und mit der Hochstra-
ße Süd. Sie wolle ein „integriertes
Konzept“, das Angsträume abbaue
und die Aufenthaltsqualität erhöhe.

Ordnungsdezernent Andreas
Schwarz (SPD) verwies auf das
Spannungsverhältnis: So gebe es ein

„subjektives Unsicherheitsgefühl“,
zugleich müsse man aufpassen,
„dass wir die Innenstadt nicht
schlechtreden“. Wichtig sei, dass
der Kommunale Vollzugsdienst
(KVD) nun über 40 Kräfte verfüge
und täglich vor Ort sei. Er versprach,
„das Thema weiterzuverfolgen“. Die
Situation sei auch deshalb schwie-
rig, „da wir die Problemstadtteile in
der Innenstadt haben und nicht am
Stadtrand, daher sind die Probleme
stärker im Fokus“. Klar sei jedoch:
Der KVD könne nur als „Reparatur-
einheit fungieren und nicht alles ge-
radebiegen, was gesellschaftlich
über Jahre falsch gelaufen ist“.

Sozialdezernentin Beate Steeg
(SPD) und Familien- und Jugendde-
zernentin Reifenberg verwiesen auf
die Präventionsangebote durch
Streetworker und Sozialarbeiter.

Laut Steeg bemüht sich die Stadt
schon länger vergeblich, eine Stelle
in der Suchtberatung zu besetzen.

Die Debatte der Fraktionen wurde
sehr hitzig geführt. Sevki Bilgin vom
Bündnis für Innovation und Gerech-
tigkeit (BIG) sagte, dass er als Be-
wohner der Ludwigstraße der Ana-
lyse der CDU nur zustimmen könne.
David Guthier (SPD) betonte, man
dürfe bei den Problemen „nichts
schönreden“. Zwar werde schon „ei-
niges gemacht, aber es ist auch noch
einiges nötig“. Die SPD trug den
CDU-Antrag schließlich mit, da die-
ser auf Wunsch der Sozialdemokra-
ten um die Aspekte Städtebau und
Stadtteile („Die dürfen wir nicht ver-
gessen“) ergänzt wurde.

Liborio Ciccarello (Linke) meinte
an die Adresse der CDU: „Was Sie
hier zeichnen, ist nicht Ludwigsha-

fen.“ Hans-Uwe Daumann (Grüne
im Rat) sagte: „Das ist für mich we-
niger ein Konzept-Ansatz als ein Hil-
feschrei der Anwohner und Ge-
schäftsleute.“ Er forderte wie Nesrin
Akpinar (Grünes Forum und Pira-
ten) aktuelle Zahlen, denn es hande-
le sich um kein neues Thema.

Rainer Metz (FWG) forderte einen
größeren Wurf: „Ein Sicherheits-
konzept alleine reicht nicht. Wir
brauchen eine höhere Wohnquali-
tät.“ Johannes Thiedig signalisierte
für die AfD Zustimmung: Die Partei
habe ihr Büro in der Ludwigstraße
und sei täglich mit den Problemen
konfrontiert. Süd-Ortsvorsteher
Christoph Heller (CDU) appellierte
an seine Kollegen: „Die Geschäfts-
leute rufen um Hilfe. Daher sollten
wir uns dem Problem zuwenden
und die Parteipolitik weglassen.“

Helfen mehr Badegäste?
VON AXEL NICKEL

Die heißen Tage sind zwar vorbei,
aber dennoch überlegte der Stadt-
rat am Montagabend gemeinsam,
wie man Frei- und Bliesbad mehr
Badegäste verschaffen könnte.
Hintergrund: Wegen der Corona-
Pandemie gibt es in beiden Ein-
richtungen umfangreiche Sicher-
heitsauflagen, sodass deutlich we-
niger Schwimmer als früher die
Anlagen besuchen können.

Die Fraktion Grüne im Rat hatte mit
ihrem Antrag vor allem die Bade-
stelle Blies im Blick. Sprecher Ibra-
him Yetkin betonte, dass es darum
gehe, dem Förderverein so zu hel-
fen, dass das Bad künftig nicht nur
den Mitgliedern zur Verfügung
steht, sondern auch wieder von der
Öffentlichkeit genutzt werden kann.
Hintergrund des Antrags: die Coro-
na-Sicherheitskonzepte. So öffnet
das städtische Freibad am Willer-
sinnweiher in diesem Jahr mit ei-
nem täglichen Zwei-Schicht-Be-
trieb mit jeweils 500 Gästen. Die
Badestelle Blies kann von maximal
600 Schwimmern am Tag besucht
werden. Da es an der Blies nach Be-
kanntwerden der Spielregeln je-
doch zu einem deutlichen Zuwachs
an Mitgliedern gekommen war und
der Förderverein statt 400 jetzt 600
Mitglieder zählt, können nur För-
dervereinsmitglieder zum Schwim-
men auf die Anlage kommen.

Oberbürgermeisterin Jutta Stein-
ruck (SPD) zeigte zwar Verständnis
für das Ansinnen der Grünen. Sie bat
aber auch um einen realistischen
Blick auf die aktuelle Situation und
die Herausforderungen wegen der
Pandemie. Sowohl Stadt als auch
Förderverein müssten wegen der
Auflagen mit viel weniger Badegäs-

Die Blies leidet unter den Corona-Auflagen – Stadtrat sucht nach Lösung

ten leben und erwarteten daher ei-
ne Saison mit deutlichen Einnahme-
verlusten. Unterm Strich gelte: „Die
Stadt hat das Maximum an Bade-
möglichkeiten herausgeholt.“

Das Konzept im Freibad führe zu
einer „Vervielfachung der Kosten“.
Daher könne man einen solchen An-
satz nicht einfach auf die von einem
Förderverein betriebene Badestelle
an der Blies übertragen. Sie habe
vom Vereinsvorstand auf Nachfrage
erfahren, „dass sie aktuell nicht
mehr leisten können“. Die Position
sei zu akzeptieren, „denn wir müs-
sen den Ehrenamtlichen dort für ih-
ren Einsatz dankbar sein“.

Steinruck erläuterte, dass die Si-
tuation für den Förderverein aktuell
sehr schwierig sei. Aber ein Konzept
mit mehr Badegästen sei dennoch

nicht unbedingt die Lösung, da dann
auch der Aufwand – samt höherer
Kosten – enorm steige. Steinruck si-
cherte zu, dass die Stadt dem Verein
helfen wolle und rief die Stadträte
auf: „Man kann ja auch spenden.“

Die Mundenheimer Ortsvorste-
herin Anke Simon (SPD) unterstütz-
te Steinrucks Argumente: „Ein Ti-
cketsystem dort ist nicht finanzier-
bar.“ Die Situation sei auch deshalb
schlimm, da der Förderverein ei-
gentlich sein 25-jähriges Bestehen
feiern wollte. Wilhelma Metzler
(CDU) ergänzte: „Das Ziel muss es
sein, den Verein zu erhalten, damit
die Blies nach Corona wieder öffent-
lich genutzt werden kann.“ Hans-
Uwe Daumann (Grüne im Rat)
meinte, dass seine Fraktion den
Wunsch des Vereins respektiere.

Corona: Fälle an zwei
Schulen und einer Kita
An zwei Schulen in Ludwigshafen
und einer Kita in Limburgerhof
sind am Dienstag Corona-Fälle be-
kannt geworden. Generell meldet
das Kreisgesundheitsamt am Mon-
tag neun Neuinfizierte für seinen
Zuständigkeitsbereich. Davon le-
ben vier in Ludwigshafen und vier
im Rhein-Pfalz-Kreis.

Neun neue Fälle – das sei im Ver-
gleich zu den übers Wochenende
gemeldeten Zahlen soweit erträg-
lich, heißt es seitens der Behörde.
Am Montag waren 23 Neuinfizierte
allein für Ludwigshafen gemeldet
worden. Im Rhein-Pfalz-Kreis wa-
ren sechs Fälle dazugekommen.

Zwar hält sich der Anstieg der
Fallzahlen am Dienstag in Grenzen,
dafür hat das Virus wieder die Schu-
len und auch eine Kita erreicht. Ein
Kind, das ins Haus des Kindes in
Limburgerhof geht, ist mit dem Co-
ronavirus infiziert. Das ist laut
Kreisverwaltung bereits am Freitag-
nachmittag bekannt geworden. Die
Eltern und das Erziehungspersonal
seien umgehend darüber informiert
worden. Daraufhin wurden zwei
Gruppen zur Sicherheit in Quaran-
täne geschickt. Betroffen sind 22
Kinder und fünf Erzieherinnen, so
die Kreisverwaltung. Zu den ande-
ren Gruppen bestand kein Kontakt.
Alle Kontaktpersonen der Kategorie
eins wurden zur Sicherheit getestet.

Weiterhin hat das Gesundheits-
amt über das Wochenende Kenntnis
über Coronavirus-Fälle an der An-
ne-Frank-Realschule plus (West)
und der Albert-Einstein-Grund-
und Realschule (Friesenheim) in
Ludwigshafen erhalten. Am Mon-
tagvormittag hatte die Kreisverwal-
tung fälschlicherweise noch von der

Kontaktpersonen getestet und in Quarantäne
Albert-Schweitzer-Schule gespro-
chen und das am Nachmittag korri-
giert. Auch das Hans-Purrmann-
Gymnasium in Speyer ist betroffen.
Es ist jeweils ein Schüler pro Schule
erkrankt. Auch hier wurden die Kon-
taktpersonen – Mitschüler und Leh-
rer – in Quarantäne geschickt. Sie
werden derzeit getestet. Weitere
Recherchen dazu laufen laut Kreis-
verwaltung auf Hochtouren.

Die Information, dass ein Mittel-
stufenschüler positiv auf das Virus
getestet worden sei, erreichte die
Ludwigshafener Anne-Frank-Real-
schule schon am Sonntag, erklärte
Schulleiter Johannes Thomas ges-
tern. Alle Eltern der betroffenen
Klasse und die betroffenen Lehrer
seien sofort benachrichtigt worden.
Dank der vorhandenen Kontaktlis-
ten sei das unproblematisch gewe-
sen, berichtete der Schulleiter. Die
Mitschüler und die Lehrer wurden
Thomas zufolge getestet und müs-
sen zunächst in häuslicher Quaran-
täne bleiben. Der Schulbetrieb laufe
ganz normal weiter. Eltern, die be-
fürchten, dass sich ihr Kind auf dem
Schulhof angesteckt haben könnte,
weist der Schulleiter auf die Infekti-
onsambulanzen hin, zum Beispiel
am Ludwigshafener Klinikum. Dort
könne man sich testen lassen.

Jetzt sind die Ermittler im Shell-
Haus in der Mundenheimer Straße
in Ludwigshafen gefragt, wo das
Team des Kreisgesundheitsamts
sitzt, das sich um die Kontaktnach-
verfolgung kümmert. Eine Erkennt-
nis gibt es schon mal: Bei den Infi-
zierten handelt es sich fast aus-
schließlich um Reiserückkehrer aus
den Ländern Kroatien, Bulgarien,
Nordmazedonien, Malta und Bosni-
en. |btw/evo

So soll der Wohnungskomplex an der
Kurfürstenstraße in Süd später einmal
aussehen. ENTWURF: PRO CONCEPT

Die weißen Blöcke in der Bayreuther
Straße werden saniert. ARCHIVFOTO: MORAY

Blick in die Bahnhofstraße: Die Gastronomen in der Stadt sollen unterstützt werden. FOTO: MORAY

EINWURF

Weckruf

Die Zukunft der Innenstadt ist
neben den beiden Hochstraßen
die ganz große Herausforderung
für die Ludwigshafener Lokalpo-
litik. Einfache Antworten gibt es
nicht, dazu stehen zu viele Fra-
gen im Raum. Sinnbildlich dafür
stehen ja die beiden Anträge vom
Stadtrat: auf der einen Seite der
Versuch, die City aufzuwerten,
und auf der anderen Seite eine
Art Weckruf, weil man das Ab-
driften des Viertels befürchtet.
Wer etwas erreichen möchte,
muss an vielen Stellschrauben
drehen und unterschiedliche
Herausforderungen meistern.
Das erfordert Geduld. Und die
Bereitschaft, anderen zuzuhören.
Wie das geht, haben Monika
Kleinschnitger (Grüne im Rat)
und Christoph Heller (CDU) be-
wiesen. Sie trugen einen alten
Konflikt um eine Formulierung
aus. Am Ende war die Sache ge-
klärt, und Heller hatte die Größe,
sich zu entschuldigen. So muss es
auch bei Sachthemen laufen.

VON AXEL NICKEL
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Blick über das Gelände am Bliesbad. ARCHIVFOTO: CAM
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